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Graswurzel-Friedensinitiativen in Südafrika und Angola

Konfliktaufarbeitung von unten in Südafrika

Graswurzel-Friedensinitiative mit Erfolg in KwaZulu/Natal

In allen Konzepten für Konfliktbearbeitung und Krisenprävention wird die grosse Bedeutung lokaler Initiativen betont. Das Beispiel der Nichtregierungsorganisation „Survivors of Violence“ aus dem südafrikanischen Durban zeigt, wie schwierig angesichts der desaströsen wirtschaftlichen und sozialen Lage gesellschaftlicher Ausgleich und damit die Bekämpfung von Konfliktursachen sind. Trotzdem gelingt es ihr, zum Abbau der Gewaltstrukturen beizutragen. Ein Bericht von Thomas Seibert von medico international.

Die ‘Apartheid City’ Durban ist ein Zentrum der südafrikanischen Industrie und deshalb seit den 40er Jahren auch ein Kristallisationspunkt der Gewerkschaftsbewegung. Mit der Industrialisierung wurde die Lohnarbeit zur vorherrschenden Arbeits- und Lebensweise. In den 60er Jahren wuchsen um Durban schwarze Siedlungen, darunter illegal angelegte Squattersiedlungen. In den 70er Jahren verstärkte sich der gewerkschaftliche Widerstand gegen die rassistische Unterdrückung. Es entstanden Formen lokaler Selbstversorgung, die in der Regel streng patriarchal organisiert waren. Es bildete sich ein schwarzafrikanisches Kleinbürgertum, zugleich begannen die in extremer Armut und Unsicherheit lebenden Wanderarbeiter autonome soziale Sicherungssysteme wie Spar-, Wohlfahrts- und Bestattungsvereine auszubilden. Staatspolitisch erfolgte in dieser Zeit der Übergang zur so genannten Homeland-Verwaltung: KwaZulu-Natal wurde zu einer formell selbstständigen politischen Einheit unter schwarzafrikanischer Verwaltung.

Inkatha gegen ANC

In den 80er Jahren entstanden neue Lebensformen auf Grundlage von grassroots economic activities. Deren Kern bildeten Haushalte mit Mehrfacheinkommen von Männern, Frauen und Kindern, die zeitweilig Lohnarbeitsverhältnisse eingingen, ländliche Subsistenzarbeit betrieben und ihr Einkommen auch durch kleinkriminelle Tätigkeiten aufbesserten. Um diese Haushaltsökonomien bildeten sich Verwandtschafts-Netzwerke. Hinzu trat ein Patronagesystem, in dem Kommunalbeamte und lokale politische Führer durch Lizenzvergabe die Verteilung bestimmter Einkommensmöglichkeiten organisierten: kleine Läden, Kneipen, Taxis, Reparaturwerkstätten etc. In den wachsenden squatter-camps breitete sich das shack-farming aus, eine elende Form ländlicher Subsistenz als Überlebensstrategie der Ärmsten, deren Arbeitskraft von lokalen Chefs ausgebeutet wurde.

Mit der Ausbreitung solcher ‚real life economics‘ korrespondierte der Abstieg der Lohnarbeiter-Mehrheit. Die soziale Spaltung vertiefte sich, es entstand eine zunehmend politisierte und militante Widerstandskultur. Community- und Civic-Organisationen breiteten sich aus: kollektive bzw. genossenschaftliche Formen der Selbstorganisation, die zunehmend mit dem Patronagesystem konkurrierten. Damit wuchsen die politischen Differenzen zwischen der tribalistischen Inkatha Freedom Party (IFP) und dem linksorientierten African National Congress (ANC): während die IFP einerseits die traditionellen chiefs und die Patrone der Schattenökonomie, andererseits die Ärmsten der Armen organisierte, verbanden sich im ANC die proletarischen und kleinbürgerlichen Segmente der schwarzen Bevölkerung. Das Apartheid-Regime schürte die sozialen und politischen Konflikte und sorgte durch Aufrüstung der IFP für deren Militarisierung.

Ökonomie der Plünderung

Zwischen 1984 und 1994 wurde KwaZulu Natal von massiver Gewalt heimgesucht. Die Zugehörigkeit vor allem junger Männer zu marodierenden bewaffneten Gruppen wurde zur weitverbreiteten Erwerbsmöglichkeit. Es begann ein schwunghafter Handel mit geraubten Gütern. So bildete sich das, was als „politische Ökonomie der Plünderung, des Sammelns und des Diebstahls“ bezeichnet wird. Ein Fünftel der Bevölkerung wurde im Verlauf der Auseinandersetzungen vertrieben. Da der Krieg hauptsächlich zwischen Verwandten und Nachbarn geführt wurde, brachen sowohl die primär dem ANC verbundenen Verwandtschaftsnetze als auch die wirtschaftliche Struktur des IFP-kontrollierten Patronagesystems zusammen.

Die Nachapartheid-Zeit ist durch die Öffnung Südafrikas und damit auch Durbans zum Weltmarkt bestimmt. Wesentliche Sektoren der Industrie werden niederkonkurriert, ein Viertel der industriellen Arbeitsplätze geht verloren. Vor diesem Hintergrund bilden sich drei neue Formen der Reproduktion: Neue „Jäger- und Sammler-Gesellschaften“, gegründet auf Netzwerken der Abfallverwertung, der Bettelei und der Kleinkriminalität; Dienstbotentätigkeiten aller Art sowie eine Strassenhändlerwirtschaft, die einerseits die Armen und andererseits die Touristen versorgt. Es kommt zum Bedeutungsverlust der Gewerkschaften und der BürgerInnenzusammenschlüsse, deren Kompetenzen von gewählten Organen der Kommunalverwaltung und von konkurrierenden Nichtregierungsorganisationen übernommen werden. Hinzu tritt der wachsende Einfluss eines neuen, mafiös beherrschten Patronagesystems. 

Survivors gegen Gangstertum

In dieser Situation arbeitet seit 1991 das „KwaZulu Natal Programme for the Survivors of Violence“ (PSV). Gegründet wurde das Projekt auf Initiative der mittlerweile aufgelösten „South African Health and Social Services Organisation“, in der sich während des Anti-Apartheid-Kampfes  GemeinwesenarbeiterInnen, PsychologInnen und MedizinerInnen organisiert hatten. Zunächst führte das PSV ausführliche Untersuchungen über die Lebensbedingungen in den Siedlungen und Squattersiedlungen durch, auf deren Basis „Interventionsprogramme“ umgesetzt werden. Diese ‚Interventionen‘ erfolgen nur auf Veranlassung der jeweiligen Gemeinde. Die Zahl der Anfragen übersteigt allerdings schon jetzt die Kapazitäten der ca. 15 hauptamtlichen MitarbeiterInnen, die gegenwärtig in 16 Gemeinschaften rund um Durban und Pietermaritzburg aktiv sind und dabei durch HelferInnen aus den Gemeinden unterstützt werden. 

Die Survivors versuchen, die Leute quer zur ANC-IFP-Spaltung entlang ihrer gemeinsamen alltäglichen Interessen zur Selbstorganisation zu führen. Ansatzpunkt ist die Kontinuität der Gewalt, die nach dem Ende der Apartheid in der Kriminalität, im Gangstertum und im alltäglichen Sexismus fortgesetzt wird. Die Spannweite der Interventionen reicht von der psychosozialen Beratung von Individuen und Familien über die Organisation von Kinder-, Jugend-, Eltern-, Lehrer- und Frauengruppen bis hin zu einer die ganze Gemeinde betreffenden Kampagnenarbeit.

Die Gemeinde Mbovu ist 50 km von Durban entfernt und galt als eines der Zentren der Gewalt. Die Siedlung ist in zwei Familienclans gespalten, einer im ANC, einer in der IFP organisiert. Mit der Zeit wurden alle anderen Familien in den Konflikt verwickelt. Mbovu verfügt über zwei Schulen, eine Klinik und eine Polizeistation. Deren Personal gehört wie die lokalen Priester ebenfalls entweder dem einen oder dem anderen Clan an, der Konflikt bestimmt deshalb auch ihre Dienstleistungen. Die Feindschaft der beiden Clans stammt noch aus der Zeit der Großeltern. Mittlerweile betrifft der Konflikt die Enkel; die Survivors arbeiten mit Angehörigen der zweiten und dritten Generation.

In Mbovu intervenierten die Survivors auf Anfrage einer Gruppe von Jugendlichen, die von ihrer Arbeit in anderen Gemeinden erfahren hatten. Mit ihrer Hilfe wurden vor Beginn der Arbeit Schlüsselpersonen der community-leadership konsultiert. Dies ist ein entscheidender Moment, kontrollieren die traditionellen Chiefs in den ländlichen Gebieten doch sämtliche Aktivitäten. Aufgrund der tiefen Spaltung in Mbovu brachten die Survivors Angehörige beider Lager schon zu Beginn zusammen. Hätten sie mit einer der Gruppen begonnen, wäre das als Parteinahme ausgelegt worden. Im Verlauf dieses zeitaufwendigen Prozesses half das PSV den Jugendlichen bei der Bildung einer Jungen und Mädchen beider Lager vereinigenden Gruppe, die sich wöchentlich in der Grundschule, d.h. an einem zentralen und neutralen Ort, traf.

Individuelle Gewalterfahrung...

Die Survivors lenkten die Aktivitäten der Gruppe in zwei Richtungen, die letztlich ineinander verschränkt werden. Zunächst leisteten sie den traumatisierten Jugendlichen psychosoziale Hilfestellung. Deren Ziel lag darin, Räume dafür zu öffnen, sich gemeinsam der gesellschaftlich bedingten, doch stets individuell erlittenen Gewalterfahrung zu stellen. Dabei galt es, Vertrauen aufzubauen, um die Wut, die Angst, den Wunsch nach Rache und das Schuldgefühl zur Sprache bringen zu können. Das weitere Ziel der psychosozialen Assistenz ist die Verhinderung künftiger Gewalt durch gemeinwesenorientierte Konfliktlösung. Dies beginnt mit ganz praktischen und alltäglichen Situationen wie z.B. der Verwaltung einer gemeinsamen Kasse oder der Bereitung gemeinsamer Mahlzeiten, die den Gruppenmitgliedern die Möglichkeit geben, zueinander Vertrauen zu finden und die Sorge um den Frieden in der community zu übernehmen. Der Gruppenprozess ist Ziel und Weg zugleich und findet seine Vollendung in der Herausbildung demokratischer Formen wie einer rotierenden Führung. 

Im Wechselspiel der individuellen und kollektiven Traumaarbeit erkannten die Beteiligten in einem langwierigen Prozess, dass und wie sie gemeinsam in einem Kreislauf der Gewalt gefangen waren, von dem sie jetzt sahen, dass es dabei nicht um sie, wohl aber um ihre Eltern ging. Zugleich verstanden alle, wie die parteipolitischen Funktionalisierungen des realen Konflikts selbst nur ein Element im Streit gewesen waren, nicht aber dessen Ursache. Damit war der Anfang gemacht: Die jungen Leute begannen, gemeinsame Projekte zu organisieren und sich über ihre Eltern hinwegzusetzen, die ihnen Verrat vorwarfen.

Die Konsolidierung einer kontinuierlichen Arbeit am Trauma dauerte ein Jahr und wurde vor allem durch die materiellen Nöte der Gemeinschaft beeinträchtigt: Armut heizt den Konflikt immer neu an. Deshalb besteht der zweite Strang der PSV-Intervention in der Förderung gemeinschaftlicher einkommensschaffender Projekte. Die von den Jugendlichen entdeckten gemeinsamen Interessen wurden dabei zum Motiv einer kontinuierlichen sozialen Praxis. Die Survivors ermutigten die Gruppe zur Mittelbeschaffung bei Firmen und kommunalen Behörden, organisierten Maßnahmen zur Aus- und Weiterbildung und schließlich gemeinsame Unternehmungen, die den Gruppenmitgliedern unmittelbar ein Einkommen schufen. 

...und kollektive Aufarbeitung

In Bhambayi, einer illegalen Siedlung 10 km außerhalb Durbans, ist die Intervention des PSV bereits ein Stück weiter. Auch diese Gemeinschaft ist durch extreme Armut und durch die vergangene und untergründig fortwirkende Gewalt bestimmt. Auch hier verdeckt der politische Streit zwischen IFP und ANC den zugrundeliegenden sozialen Konflikt. Die Siedlung ist entlang eines Baches gespalten; die BewohnerInnen des verelendeteren Ortsteils werden von der IFP, die der bessergestellten Hälfte durch den ANC vertreten. 

Die Survivors motivieren hier nicht nur Jugendliche, sondern auch Frauen zur Selbstorganisation. Im Unterschied zu Mbovu werden in Bhambayi zwei parallele Interventionen unternommen, eine auf dem ANC- und eine auf dem IFP-Gebiet. Dabei werden auf beiden Seiten dieselben Unternehmungen initiiert, z.B. Jugend- und Frauengruppen. Auch hier kommen psychosoziale Assistenz und kommunitäre Projektarbeit zusammen. Die ökonomischen Aktivitäten der Frauengruppen sind auf die Möglichkeit der armen Gemeinschaft zugeschnitten: es existiert eine Einkaufskooperative, durch die sich die Frauen Güter des täglichen Bedarfs gemeinsam beschaffen. Dabei kaufen die Frauen nicht nur für den Eigenbedarf, sondern betätigen sich auch als Wiederverkäuferinnen. Der in der Kooperative erzielte Gewinn wird gemeinsam verwaltet und z.T. in weitere ökonomische Projekte wie den Erwerb von Nähmaschinen zur Kleiderproduktion für den lokalen Markt oder die Bewirtschaftung eines gemeinsamen Gemüsegartens verwendet.

Die Frauengruppe des ANC-Gebiets setzte bei ihren Männern und der Gemeinde die Einrichtung eines Kindergartens durch, den sie mittlerweile in Eigenregie betreibt. Als die IFP-Frauen ebenfalls einen Kindergarten einrichten wollten, wurde ihnen dies von ihren Männern verwehrt, wobei einzelne Frauen brutal verprügelt wurden. Trotzdem zeitigte die Selbstorganisation einen entscheidenden Erfolg: als klar wurde, dass die Männer die Einrichtung des Kindergartens blockieren, berieten sich die IFP-Frauen mit den ANC-Frauen und setzten in einer überraschenden Wendung durch, dass der dortige Kindergarten von beiden Frauengruppen genutzt und verwaltet wird. 

Solche Wendungen sind das eigentliche Ziel der gemeinwesenorientierten Arbeit der Survivors of Violence. Sie verdeutlichen die Möglichkeiten wie die Grenzen einer kommunitären und partizipativen Konfliktbearbeitung und -prävention. Obwohl diese Grenzen eng gezogen sind und die in ihnen auszuspielenden Möglichkeiten nicht ausreichen, um die von Gewalt beherrschten Verhältnisse zu überwinden, markieren sie doch den Unterschied zwischen dem notwendigen Versuch, die Gewalt im Interesse der Betroffenen zu begrenzen, und einer autoritären Sozialtechnologie, der es nur um die „Befriedung“ derer geht, die nicht dazugehören (sollen).

Anmerkung

Thomas Seibert ist Mitarbeiter von medico international. Weitere Informationen finden sich im medico-report 23, Die Gewalt überleben. Dokumentation der Konferenz „Psychosoziale Arbeit nach Krieg und Diktatur” (medico international, Juni 2001). Wir danken iz3w, Freiburg i. Br., für die freundliche Genehmigung zum Abdruck des Artikels, der leicht gekürzt und redaktionell bearbeitet wurde.

Bewegung von unten

Der schwierige Friedensprozess in Angola

In den Medien wird über Terroranschlägen der Unita mit hunderten von Toten einerseits und über die grenzenlose Korruption der Machthaber andererseits berichtet. Land und Bevölkerung scheinen zwischen den Polen Unita und MPLA aufgerieben zu werden. Doch seit Mitte 2000 zeichnet sich innerhalb der angolanischen Zivilgesellschaft ein dynamischer Prozess einer Annäherung nationaler kirchlicher Organisationen, unabhängiger Medien und Organisationen der Bürgerinnen und Bürger ab. Diese Kräfte verstehen sich als Friedensbewegung und positionieren sich mit wachsendem Selbstbewusstsein als dritte Kraft in Angola. Der neuen angolanischen Friedensbewegung ist der Wunsch gemeinsam, eine sofortige Einstellung der Kampfhandlungen zu erreichen, aber auch den Friedens- und Versöhnungsprozess mit zu gestalten und grundlegende demokratische, rechtsstaatliche und soziale Reformen durchzusetzen. Ein wichtiges Anliegen der Friedensbewegung ist die internationale Unterstützung. Das Afrika-Bulletin dokumentiert die aktuelle Entwicklung.

Die Kirchen haben jahrzehntelang oft als einzige nationale Institution in allen Kriegsgebieten Angolas ausgeharrt und Nothilfe geleistet. Mit dem vollständigen Versagen staatlicher Institutionen angesichts des humanitären und sozialen Notstandes in Angola haben die sozialen Auffangnetze der Kirchen eine immer grössere Bedeutung gewonnen. Seit Ende der 80er Jahre engagieren sich die Kirchen in der Friedens- und Menschenrechtsarbeit, wurden jedoch von den Friedensverträgen von Bicesse (Portugal) und Lusaka ausgeschlossen. Erschwert hat eine gemeinsame Aktion der Kirchen ihre Vielfalt und politische Uneinigkeit seit dem portugiesischen Kolonialregime und anfänglich auch während des Bürgerkrieges. Nach dem definitiven Scheitern des zweiten Friedensprozesses von Lusaka und dem erneuten Kriegsausbruch 1998 setzte innerhalb der Kirchen ein Umdenken ein. In zunehmend scharfem Ton rief die katholische Kirche in Pastoralbriefen und öffentlichen Stellungnahmen zum Dialog der Kriegsparteien auf. 

Gleichzeitig setzt sich seit 1999 ein Trend zur überkonfessionellen Einigung und Zusammenarbeit mit anderen zivilgesellschaftlichen Organisationen durch. Die von der katholischen Bischofskonferenz von Angola und São Tomé (CEAST) 1999 begründete kirchliche Friedensbewegung (Movimento Pro Pace) trat mit den anderen im gleichen Jahr gegründeten Friedensgruppen wie GARP und GAP in Kontakt. Internationale Touren prominenter Führungsfiguren der angolanischen Kirchen und Zivilgesellschaft bekräftigten diesen Trend: Ziel war die Schaffung einer über-konfessionellen und überparteilichen angolanischen Friedensbewegung als dritte Kraft mit nationaler und internationaler Ausstrahlung.

Obschon hohe Bischöfe und Erzbischöfe für die angolanische Regierung weniger angreifbar sind als andere Vertreter der Zivilgesellschaft, greifen Regierungsvertreter zuweilen zur Anklage, die Kirchen verträten einen „savimbistischen“ , also regierungsfeindlichen und Unita-freundlichen Standpunkt. Auch Radio Ecclesia ist derartigen Anschuldigungen ausgesetzt. Indem die katholische Kirche wie in einem Pastoralbrief im März 2000 den andauernden Krieg als „kriminell“ und als „Genozid am angolanischen Volk“, brandmarkt, gerät sie jedoch unvermeidlich auf einen frontalen Konfrontationskurs gegen die Regierungsrhetorik des „legitimen Krieges“.

Auch zur Frage des Konfliktes in der erdölreichen Exklave Cabinda vertritt die Kirche eine unabhängige Position. Sowohl die Kirche in Cabinda, als auch verschiedene aus Cabinda stammende Bischöfe und der derzeitige Erzbischof von Luanda, D. Damião Franklin, haben wiederholt die Menschenrechtsverletzungen beider Kriegsparteien in Cabinda, der Regierungsarmee und der FLEC-Gruppierungen, denunziert. Die Kirche fordert den Einbezug der FLEC in die künftigen Friedensverhandlungen und ein Unabhängigkeitsreferendum in Cabinda. 

Die Bemühungen zur Schaffung einer breiten Friedensplattform von Kirchen und Zivilgesellschaft kulminierten im April 2000 in der Gründung der COIEPA (Comité Inter-Eclesial para a Paz em Angola), eine gemeinsame Institution dreier führender Kirchenorganisationen, der CEAST, der AEA und der CICA. Als überkonfessionelles Friedenskomitee setzt sich die COIEPA zur Aufgabe, die diversen Friedensinitiativen von Kirchen und Zivilgesellschaft zu unterstützen und zu koordinieren, um ein eigentliches „Friedensnetzwerk“ zu schaffen. Im Juni 2000 mobilisierte die COIEPA Tausende zu einem Friedensmarsch - die grösste Demonstration in Luanda seit 1992. 

Ein „Meilenstein“ war nach COIEPA-Generalsekretär Reverend Ntoni-Nzinga der „Kongress für den Frieden“ (Congresso Pro Pace) im Juli 2000 in Luanda. Der Kongress wurde von kirchlichen Vereinigungen organisiert, richtete sich aber an eine breite Öffentlichkeit. Vertreter von 22 Kirchen, diverse Minister, Parlaments-abgeordnete von Oppositionsparteien und Vertreter angolanischer Nichtregierungsorganisationen nahmen am Friedenskongress teil. Laut Ntoni-Nzinga war die Atmosphäre ungewöhnlich offen: „Die Kongressteilnehmer drückten mehr als deutlich aus, dass die Menschen auf der Strasse vom Krieg genug haben. Sie wollen nicht mehr hören, warum er weitergehen muss. Sie wollen eine Regierung, die ihr Werkzeug ist, und nicht umgekehrt.“ Der Kongress verabschiedete ein 10-Punkte-Programm, das die Prinzipien eines nachhaltigen, umfassenden Friedensprozesses beinhaltet.

Als erster Schritt werden die Kriegsparteien aufgefordert, einen sofortigen Waffenstillstand zu erklären, die Bewegungsfreiheit zu garantieren und die internationalen Vereinbarungen zur Ächtung der Landminen einzuhalten. Regierung, Kirchen, Zivilgesellschaft und Medien werden aufgerufen, landesweit Erziehungsprogramme über Demokratie, Toleranz, Menschenrechte, zur Förderung von Gewaltlosigkeit, Versöhnung und moralischen Werten zu unterstützen. Diese Programme sollen innerhalb der ganzen Gesellschaft, und vor allem in den Schulen und unter Armeeangehörigen verbreitet werden. Im Sinn eines nachhaltigen Versöhnungsprozesses auf breiter Basis werden nicht nur die Kriegsparteien, sondern alle politischen Parteien, kirchlichen und zivilgesellschaftlichen Institutionen zum „direkten und indirekten Dialog“ aufgerufen. 

Ausgehend vom „Kongress für den Frieden“ haben die Kirchen seither ihre landesweiten Netzwerke aktiviert, um in Versammlungen die spezifischen Probleme und Bedürfnisse der lokalen Bevölkerungen zu diskutieren. Das Friedensnetzwerk nimmt allmählich Form an. Gegenstand der Reflexion eines dreitägigen Workshops „Rede Paz“ der COIEPA im Juli waren Ziele, Aktionsplan und Rolle der kirchlichen Friedensbewegung und des Friedensnetzwerkes, sowie die Rolle der internationalen Gemeinschaft.

Das Friedensnetzwerk soll die Solidarität der Friedenbewegung stärken und dazu dienen, gemeinsame Visionen und Aktionspläne zur Verwirklichung des Friedensprozesses zu entwickeln. Ziel der Friedensbewegung ist nicht nur das Ende des bewaffneten Konfliktes, sondern ein „wahrhaftiger Versöhnungsprozess“ sowie „Garantien sozialer Gerechtigkeit“. Die kirchliche Friedensbewegung sollte einen eigentlichen Vermittlerstatus anstreben. 

Die internationale Gemeinschaft soll eine komplementäre Rolle als „unparteiischer Schiedsrichter“ übernehmen, für die eigentliche Friedensarbeit jedoch unbedingt die angolanische Zivilgesellschaft als „wesentliches Element“ anerkennen. Die internationale Gemeinschaft wird dazu aufgerufen, „Positionen im Sinn einer Verstärkung kriegsfördernder Faktoren“ zu vermeiden. Dazu gehören Waffenhandel, militärische Zusammenarbeit mit den Kriegsparteien, illegale Wirtschaftstransaktionen oder andere Massnahmen mit dem Ziel, „Krieg zu führen, um Frieden zu schaffen“.

Seit Beginn bemühte sich die COIEPA, regionale kirchliche Organisationen des südlichen Afrikas für die Unterstützung der angolanischen Friedensbewegung zu gewinnen. Im Mai 2000 schickte die COIEPA eine Delegation auf eine Versammlung der Fellowship of Christian Councils in Southern Africa (FOCCISA) nach Botswana. Seither drängen auch regionale kirchliche Organisationen, wie die Vereinigung der Bischöfe des Südlichen Afrika (IMBISA) auf einen sofortigen beidseitigen Waffenstillstand in Angola und einen neuen Friedensprozess.

Zivilgesellschaft und Kirchen sind sich darin einig, dass die Aushandlung eines Waffenstillstandes unmittelbare Priorität ist. Inhaltlich unterscheiden sich die Vorstellungen eines künftigen Friedensprozesses zwischen ziviler Friedensbewegung und Kriegsparteien jedoch weiterhin deutlich. Die Friedensbewegung fordert einen nachhaltigen und umfassenden Friedens- und Versöhnungsprozess, der sowohl alle Kriegsparteien (inklusive FLEC), als auch die Zivilgesellschaft gleichberechtigt mit einbezieht, und soziale und wirtschaftliche Reformen beinhaltet. In einem Interview mit IRIN im August äussert sich COIEPA-Generalsekretär Ntoni-Nzinga dazu auf folgende Weise: „Der Frieden, von dem wir sprechen müssen, ist die Umwandlung der tragischen Kriegssituation in eine Friedenssituation. Dies bedeutet, dass wir ein neues Gleichgewicht in den sozialen und wirtschaftlichen Beziehungen zustande bringen müssen. Die Angolaner müssen ihre Würde zurückerhalten.“ 

Laut Ntoni-Nzinga könnte bis Jahresende der Dialogprozess soweit gediehen sein, dass eine Agenda für das Ende der militärischen Konfrontationen etabliert werden kann. Voraussetzung dafür sei ein Konsens der Zivilgesellschaft und aller anderen Akteure über die Vision des zukünftigen Angola. Die derzeitigen Pläne der Regierung, bereits 2002 Neuwahlen abzuhalten, lehnt Ntoni-Nzinga entschieden ab: „Wahlen sind lediglich ein Instrument, um den Frieden zu konsolidieren, nicht, um Frieden herzustellen. Leaders zu wählen ist keine Bedingung fürs Zusammenleben. Das Zusammenleben mit einer gemeinsamen Vision ist eine Bedingung, um Leaders zu wählen.“

Mit Unita-Chef Savimbi steht die katholische Kirche seit Mai in Briefkontakt. Die Kirchen begrüssen insbesondere Savimbis Vorschlag zur Vermittlerrolle der Kirche und zur Einbeziehung der Zivilgesellschaft in den Friedensprozess. Für die COIEPA ist die Erfüllung des Lusaka-Protokolls durch alle Kriegsparteien ein wesentlicher Ausgangspunkt. Revisionsbedürftig ist das Lusaka-Protokoll insofern, als es die tieferen Kriegsursachen zuwenig berücksichtigt, und seine Umsetzung gründlich überdacht werden sollte. Bezüglich der militärischen und wirtschaftlichen UNO-Sanktionen gegen die Unita spricht sich die COIEPA für ihre grundsätzliche Beibehaltung aus. Bezüglich der politischen UNO-Sanktionen gegen die Unita, insbesondere des Reiseverbots von Unita-Vertretern und Angehörigen, befürwortet die COIEPA eine vorsichtige und kontrollierte Lockerung, um Dialoghindernisse abzubauen.  

Anmerkung: 

Der Text stammt von Lisa Rimli, Angola zwischen Kriegseskalation und Dialogbereitschaft: Die Bedeutung der entstehenden Friedensbewegung, 31. August 2001, © Angolanische Antimilitaristische Menschenrechtsinitiative I.A.A.D.H., und wurde von KOFF, Kompetenzzentrum Friedensförderung, Bern, zur Verfügung stellt. Wir verweisen im Weiteren auf das Afrika-Bulletin Nr. 101 vom Februar/März 2001, in welchem ebenfalls auf die aus kirchlichen Kreisen massgeblich initiierte Initiative eingegangen wird. 

Afrika hat seine Schulden mehrfach bezahlt

Die Sicht von Kenneth Kaunda

Zahlreiche Länder des südlichen Afrikas, die früher als Frontstaaten bezeichnet wurden und Angola, Botswana, Lesotho, Malawi, Moçambique, Namibia, Zambia, Zimbabwe und Tanzania unfassen, haben sich infolge der Destabilisierungspolitik des Apartheidregimes verschuldet und schwere soziale und ökonomische Schäden erlitten. Die Politik des Apartheidregimes hat in der ganzen Region Verwüstungen verursacht. Die wirtschaftlichen Kosten, welche den Nachbarstaaten Südafrikas durch die Konflikte um die Abschaffung der Apartheid von 1980-1993 entstanden, werden auf 115 Mrd. US-Dollar geschätzt. Länder wie Zambia und Tanzania standen in vorderster Front im Widerstand gegen die Apartheid. Ihr Widerstand hat mit dazu geführt, dass sie heute zu den am höchsten verschuldeten Ländern der Welt gehören. Das nachfolgende Interview mit Kenneth Kaunda, der von 1964 bis 1991 Staatspräsident von Zambia war und heute in der Entschuldungskampagne aktiv ist, führte Edelgard Nkobi.

Die Jubliee-Kampagne war für vier Jahre ausgelegt und geht nun zu Ende. Was haben Sie erreicht?
Wir haben erst einmal unsere Stimme in der Welt vernehmlich hören lassen. Wir haben gesagt, dass nicht wir die Schuldner sind, sondern die Industrieländer, die einst von der Versklavung Afrikas profitierten, dann von der Kolonialisierung und von der Apartheid und nun weiter nicht nur unsere billigen Arbeitskräfte und Rohstoffe nutzen, sondern uns auch noch bis zu 35 Prozent unserer Exporterlöse wieder abnehmen. Sie sagen, wir haben Schulden gemacht. Aber wir waren schon mit den Schulden der Kolonialregime überfordert, die wir bei unserer Unabhängigkeit übernehmen mussten. Anstelle unsere Länder entwickeln zu können, mussten wir weiter arbeiten für Kredite, von denen wir nie mehr als die Zinsen pünktlich zahlen konnten.

Wie soll es weiter gehen?
Es wird konkrete Studien der einzelnen Länder geben, die im Detail nachweisen, wie diese Schulden entstanden sind. Wir werden unseren Fall auch völkerrechtlich voranbringen, mit juristischen Argumenten, mit Menschenrechtsforderungen. Wir sind da voller Hoffnungen. Denken Sie nur, wie viele Jahre, die Zwangsarbeiter des Nazi-Regimes nicht gehört wurden. Jetzt haben sie zwar immer noch keine Entschädigung erhalten, aber ihre Ansprüche wurden rechtens, sie mussten anerkannt werden. Wir haben einen Prozess für unsere Menschenrechte zu gewinnen. Europa und Amerika zogen aus Afrika schon mit dem Sklavenhandel Profit. Das hat nie aufgehört. Wir waren immer schon die billigen Arbeitskräfte. Ohne unseren Rohstoffreichtum würde es gar keine heutigen Industrienationen geben. Wir sind heute nicht mehr unwissend, sprachlos und mutlos. Wir haben zu kämpfen gelernt. Auch wenn wir erst am Anfang dieses Kampfes stehen.

Ein Schuldenerlass für Zambia wurde ja bis jetzt abgelehnt.
Ja, uns wird vorgeworfen, dass wir die Kriterien dafür nicht erfüllt haben. Unser Schuldenstand war 1988 rund 6,8 Milliarden US-Dollar und ist heute auch noch 6,8 Milliarden US-Dollar. Dabei haben wir in den letzten zehn Jahren eine Milliarde US-Dollar gezahlt, nur für die Zinsen, 42 Prozent an die Weltbank, den IWF und die regionalen Entwicklungsbanken und 56 Prozent an die westlichen Regierungen. Zambia zahlte 1998 beispielsweise 202 Millionen US-Dollar Zinsen. Das ist viermal mehr, als wir die wir seit der Unabhängigkeit von 1964 für Gesundheitsfürsorge ausgeben konnten. Wie sollen wir jetzt mit dem neuen großen HIV/AIDS-Problem fertig werden? Die sogenannten Strukturanpassungsprogramme, mit denen wir höchstens pünktlich unsere Zinsen bezahlen können, aber unsere Schulden nie loswerden, haben unsere Länder noch mehr verarmen lassen, als sie schon waren.

Hat Zambia nicht einen zu hohen Preis bezahlt dafür, dass es wie kein anderes Land den Befreiungskampf im südlichen Afrika zu seiner eigenen Sache gemacht hat?
Das war unsere moralische Pflicht. Ich sah es auch als meine persönliche humanistische Pflicht an, den Schwestern und Brüdern zur Befreiung ihrer Länder von kolonialer Knechtschaft, Rassismus und Apartheid alle Unterstützung zu geben. Das Binnenland Zambia hatte damals nur Tanzania als freundlichen Nachbarn. Wie konnten wir da all den Flüchtlingen, die aus diesen Ländern zu uns strömten, sagen, lasst uns in Ruhe. Wir sind nun unabhängig haben Frieden geschlossen. Da war kein Frieden. Wir waren ein Frontstaat in unmittelbarer Bedrohung des mächtigen südafrikanischen Apartheidregimes und seiner Verbündeten! Indem wir den Befreiungsbewegungen halfen, diese Regime zu bekämpfen und ihrer Länder zu befreien, halfen wir uns selbst.

Das wurde uns schwer heimgezahlt. Wir wurden von jeglichen Verkehrsrouten abgeschnitten und mussten alles nur über Tanzania ein- und ausführen. Wir hatten die reichsten Kupferlagerstätten der Welt und plötzlich konnten wir dieses Kupfer, unsere nahezu einzige Devisenquelle, nicht mehr absetzen! Wir mußten Benzin einfliegen lassen!

Hinter der Renamo aus Moçambique, die in unser Land eindrang und Landminen legte, die noch heute an den Grenzen zu Moçambique spielende Kinder verletzen oder töten, standen die Südafrikaner. Auch bei unserer Unterstützung für Angola, Namibia und vor allem den ANC von Südafrika bekamen wir die Schläge des Apartheidregimes voll zu spüren, militärisch, wirtschaftlich und politisch. Das war eine vorsätzliche Aktion. Sie wurde von allen westlichen Ländern unterstützt. Dafür fordern wir nicht nur Schuldenerlass, sondern Reparation.

Noch zu Ihrer Amtszeit als Präsident von Zambia haben Sie eine Stiftung für Demokratie und Frieden ins Leben gerufen. Was ist daraus geworden?
Ich bin 1994 kreuz und quer durchs Land gereist und habe mit den Leuten gesprochen, den einfachen Menschen, den Intellektuellen, den Arbeitern, den Geschäftsleuten, den Chiefs und der Landbevölkerung. Ich wollte ihre Meinung hören, sozusagen an der Basis erfahren, wie wir Zambia weiterentwickeln sollten, nachdem nun auch unsere Schwestern und Brüder aus Südafrika als letzte in ihr von der Apartheid befreites Land heimgekehrt waren. Es ging den Zambiern sehr schlecht, viel schlechter als je zuvor. Die schwere Bürde des Anti-Apartheidkampfes für den alle Zambier den Gürtel enger geschnallt hatten, war von uns genommen. Wir hatten endlich Frieden und sollten auch Demokratie haben und vor allem auch materiell ein besseres Leben. Ich wollte das für mein Land und alle seine Menschen.

In diesem Sinne habe ich mich mit an die Spitze der Kampagne Jubilee 2000 für Schuldenerlass gestellt. Wir werden unsere Aktionen fortführen, auch wenn diese Kampagne so, wie sie jetzt geführt wurde, ihren Abschluss findet.

Sie haben erst vor Kurzem eine neue Stiftung unter dem Namen "Für die Kinder Afrikas" gegründet.
Hier geht es um HIV/AIDS. In Afrika ist das immer noch ein Tabu. Aber mich hat es ja unmittelbar betroffen, und ich denke, wir müssen unser Schweigen über die Krankheit brechen, wenn unsere Kinder sterben. Deshalb bin ich ein HIV/AIDS-Botschafter geworden. Es ist für unsere Kinder, die ein Recht auf Aufklärung, ein Recht auf Hilfe durch uns Ältere haben. Ich habe für diese Initiative die volle Unterstützung aller SADC-Staaten (Southern African Delvelopment Communtiy). Wir wollen und müssen angesichts der enormen und raschen Ausbreitung der Seuche im südlichen Afrika zu gemeinsamen Programmen kommen.

Anmerkung:

Dr. Kenneth Kaunda (76), führte Zambia in die Unabhängigkeit und war von 1964 bis 1991 erster Präsident des Landes. Heute ist er einer der Aktivisten der Entschuldungskampagne Jubilee 2000. Er setzt sich für die Respektierung der Menschenrechte ein und hat nach dem AIDS-Tod eines seiner Söhne als »elderly statesman« die Initiative ergriffen, das Tabu über die Seuche im südlichen Afrika zu brechen und aufzuklären. Das Interview wurde für die Zeitschrift „Entschädigung jetzt und nicht in 50 Jahren“ der „Internationalen Kampagne für Entschuldung und Entschädigung im Südlichen Afrika“ geführt. Für die freundliche Genehmigung zum Abdruck danken wir.

Wohin steuert Eritrea?

Schwieriger Umgang mit Kritik und Demokratie

Zehn Jahre nach der Unabhängigkeit und knapp zwei Jahre nach dem verhängisvollen Krieg mit Äthiopien befindet sich Eritrea in der schwerwiegendsten politischen Krise. Kritik an der Regierung und der Kriegführung wird nicht geduldet und mit Verboten und Verhaftungen zum Schweigen gebracht. Ein Rückblick auf die Entwicklung von Hans-Ulrich Stauffer.

Bereits im Oktober des vergangenen Jahres kam es zu einer ersten öffentlichen Kritik an der Führungsspitze Eritrea und insbesondere an Eritreas Präsidenten Issayas Afewerki. Dreizehn Intellektuelle veröffentlichten ein Manifest, das nach dem Ort ihres Zusammenkommens „Berlin-Manifesto“ genannt wurde. Inhalt dieses Dokuments war die Feststellung, dass die EPLF-Führung (und damit auch die Regierung Eritreas) tief gespalten sei aufgrund des eben durch einen Waffenstillstand beendeten Kriegs mit Äthiopien. Zentrale Frage in diesem Zusammenhang war, ob Eritrea den Krieg hätte anders führen sollen und ob das Kriegsergebnis – ein Waffenstillstand – die enormen materiellen und menschlichen Opfer Eritreas zu rechtfertigen vermag, oder ob die politische wie auch militärische Führung Eritreas die Situation falsch eingeschätzt hat. 

Nach der Veröffentlichung des Berlin-Manifestos gingen die Diskussionen weiter, wobei sie in Eritrea vor allem in einigen wenigen regierungsunabhängigen Zeitschriften geführt wurde. Damit war in Eritrea aber auch die Öffentlichkeit nur sehr gering und erstreckte sich vor allem auf die kritische Intelligenz in Asmara. Weit grösseren Raum nahmen die Diskussionen in der weltweit tätigen Gemeinschaft der Ausland-EritreerInnen ein. Diese Diskussion wurde vorab im Internet geführt. Nicht zu übersehen ist dabei, dass eine Diskussion via Internet auch für absolute Einzelansichten und -meinungen eine weltweite Verbreitung ermöglicht, was die Frage der Repräsentanz solcher Meinungsäusserungen stellt. Wieweit es sich um Einzelmeinungen oder um repräsentative Meinungsäusserungen handelt, muss in diesem Zusammenhang oft offen bleiben.

Im April dieses Jahres gab ein im Februar entlassener Minister in einer privaten Zeitung zu Protokoll, der Präsident hintertreibe die für Dezember 2001 vorgesehenen Wahlen und die Einführung eines Mehrparteiensystems. Kurz darauf richteten 15 Mitglieder des Zentralkomitees der regierenden „Popular Front for Democracy and Justice“ (PFDJ), der umbenannten „Volksfront für die Befreiung Eritreas“ (EPLF) einen Brief an den Präsidenten Afewerki, in welchem sie dessen Haltung kritisierten und ihm vorwarfen, sich einer demokratischen Kontrolle zu entziehen und einen selbstherrlichen Regierungsstil zu verfolgen. Der Brief fand im Mai Verbreitung über das Internet. In der Folge wurden im Juni zwei langjährige Minister entlassen. Beide, Petros Salomon und Haile Woldensae, sind Gründungsmitglieder der Volksbefreiungsfront, die den dreissigjährigen Befreiungskampf erfolgreich führte. Beide Minister standen während zehn Jahren als Minister verschiedenen Ministerien vor, so war etwa Petros Verteidigungsminister gewesen und Haile Finanzminister, beide hatten auch das Amt eines Aussenministers bekleidet. 

Mitte August trat dann diese Gruppe ein weiteres Mal auf, dieses Mal mit einem offenen Brief an alle Eritreerinnen und Eritreer mit dem Aufruf, gemeinsam nach Lösungen für die Krise im Land zu suchen. Es müsse über die katastrophalen Folgen des Krieges mit Äthiopien gesprochen werden. Eritrea könne sich keinen Krieg erlauben und müsse nach einem Frieden mit Äthiopien suchen. Gefordert wurde die Möglichkeit zu einem freien Meinungsaustausch mit dem Ziel, Reformen einzuleiten. Auf diesen offenen Brief reagierte die Staatsmacht umgehend. Den Verfassern wurden illegale Aktivitäten vorgeworfen und die Absicht unterschoben, das Land zu destabilisieren. In einer längeren, nunmehr auch im Internet verbreiteten Antwort machte der Sekretär der PFDJ geltend, die Kritik komme zur Unzeit, denn noch immer stehe Eritrea im Kriegszustand mit Äthiopien, das noch immer feindselige Akte gegen Eritrea unternehme. Zudem beeinträchtige die Kritik die Beziehungen Eritreas mit ausländischen Partnern. Die Kritik an der Kriegsführung sei defätistisch. Mitte September kam es dann zur Verhaftung von elf Unterzeichnern des offenen Briefes, darunter auch die entlassenen Minister Haile Woldensae und Petros Salomon und zwei weitere Minister, Mahmout Sherifo und Beraki Gebresellasie. 

Ende September, Anfangs Oktober verschärfte sich die Gangart weiter, indem der italienische Botschafter, Alberto Bandini, des Landes verwiesen wurde, nachdem er im Namen der Europäischen Union Bedenken gegenüber der innenpolitischen Entwicklung geäussert hatte. In der Folge zogen alle EU-Staaten ihre Botschafter aus Eritrea ab. In die gleiche Zeit fällt die Verhaftung weiterer Oppositioneller und von Journalisten sowie das Verbot von acht privaten Zeitschriften. Zudem sind Hunderte von Studenten verhaftet worden, nachdem sie gegen die Art und Weise protestiert hatten, wie die Regierung mit der Opposition umgeht. Oppositionelle Studenten sind bereits früher in Lagerhaft genommen und in der Nähe von Massawa interniert worden, eine Massnahme, die auch in der bis anhin sehr regierungstreuen eritreischen Bevölkerung auf Kritik und Ablehnung stiess.

Eritreas Weg in die Isoloation

Wie ist die Entwicklung Eritreas in den letzten Monaten zu verstehen und welche Auswirkungen wird sie haben? Klar scheint vorerst, dass die für Dezember dieses Jahres vorgesehenen Mehrparteienwahlen unter solchen Umständen kaum durchgeführt werden können, es sei denn, es werde eine Wahlfarce riskiert. Klar scheint von einer westlichen Position auch, dass sich Eritreas Regierung mit dem harten Vorgehen und vor allem auch mit der Unterbindung internationaler Kritik, wie es in der Ausweisung des italienischen Botschafters zum Ausdruck kommt, wenig Fingerspitzengefühl und Sensibilität an den Tag gelegt hat. Die internationalen Reaktionen liessen nicht lange auf sich warten und fielen mit dem Abzug der EU-Botschafter aus Eritrea nicht vorteilhaft aus. Und dies in einer Zeit, wo Eritrea eigentlich jegliche internationale Unterstützung – politisch wie auch materiell – dringend notwendig hat. Fraglich ist denn auch, ob von der EU beschlossene Hilfsgelder in der Höhe von 130 Mio. $ unter solchen Umständen noch ausgezahlt werden.

Was die innenpolitische Auseinandersetzung betrifft, so stossen zwei Denkweisen aufeinander. Die Regierung funktioniert noch immer in den im Befreiungskampf notwendigen Kommandostrukturen und reagiert allergisch gegen jegliche, vor allem öffentlich geäusserte Kritik. Ihre Argumentation, wonach sich das Land noch immer im Kriegszustand mit Äthiopien befindet und zehntausende Eritreer an der Front stehen, und somit jetzt nicht der Zeitpunkt für Kritik und Diskussionen sei, wird in Eritrea vielfach geteilt. Für uns mag dies nicht besonders überzeugend sein, könnten wir uns doch auch unter solchen Umständen eine Diskussion über die Entwicklung von Land und Politik vorstellen, vorausgesetzt, sie verläuft in sinnvollen, definierten Bahnen. Dafür besteht leider im jetzigen Zeitpunkt wenig Hoffnung. 

Eritrea hat sich in den letzten Wochen und Monaten in eine extrem isolierte Stellung manövriert, und sich vielleicht sogar noch weiter isoliert, als dies zu Zeiten des international kaum unterstützte Befreiungskampfes der Fall war. Die Solidaritätsbewegung sollte ihre Sorgen den eritreischen Freunden, seien sie in der Regierung oder in der Opposition, mitteilen.

Hans-Ulrich Stauffer

Afrika in Kürze

Schweiz-Südafrika

Beziehungen unter der Lupe.

Der Schweizerische Nationalfonds legt das Konzept für das Forschungsprogramm 42+ vor: In zehn verschiedenen Programmen werden die Beziehungen zwischen der Schweiz und Südafrika aufgearbeitet. Schwerpunkt ist die Aufarbeitung der Beziehungen seit den 1960er Jahren. Der Leiter des Forschungsprogramms, Prof. Kreis von der Universität Basel, situiert das Forschungsprogramm prägnant: „Dass es soweit gekommen ist, verdankt die wissenschaftliche Forschung in doppelter Weise der Politik: zum einen der Politik, welche ein rassistisches und in hohem Masse die Menschenrechte missachtendes Regime direkt oder indirekt unterstützt hat; und zum anderen einer gegenläufigen Politik, die diese Politik bekämpfte und zum Gegenstand einer kritischen Durchleuchtung machen wollte.“ Für das Programm stehen 2 Millionen Franken zur Verfügung. Die Projekte beinhalten etwa die Aufarbeitung der wirtschaftlichen Beziehungen von 1945 bis 1990, die Darstellung der Beziehungen in der Öffentlichkeit, das Südafrika-Bild in der Bundesverwaltung, die Rolle der Schweiz bei den Sanktionen, alles brisante Themen, die von der Solidaritätsbewegung immer wieder aufgeworfen und kritisiert worden sind. Nicht betroffen – und das ist der Schwachpunkt – sind die wirtschaftlichen Beziehungen zwischen schweizerischen Firmen und Südafrika. Gerade in diesem Bereich fand ja die hauptsächliche Stützung der Apartheid statt, beispielsweise in der Vermarktung des südafrikanischen Goldes und in den Finanztransaktionen. Die Firmenarchive bleiben somit geschlossen, ausser der Druck wird so gross (oder die Einsicht setzt sich durch), dass auch diese Tatbestände einer kritischen Überprüfung zugänglich gemacht werden.

Afrika

Von der „Organisation für Afrikanische Einheit“ zur „Afrikanischen Union“

Die Tage der OAU sind gezählt. An dem im Juli dieses Jahres in Lusaka abgehalten Gipfeltreffen der Staatschefs afrikanischer Staaten wurde die Überführung der OAU in eine der Europäischen Union nachgebildeten Afrikanischen Union beschlossen. Spiritus rector dieser Entwicklung ist der libysche Staatschef Muammar al-Gaddhafi. Der Sitz der Afrikanischen Union soll wie bis anhin für die OAU in Addis Abeba sein. Während die OAU ein loser Zusammenschluss war, soll die Afrikanische Union ein Parlament, einen Gerichtshof und eine Zentralbank haben. Sekretär der Afrikanischen Union soll der ehemalige Aussenminister der Elfenbeinküste, Amara Essy, werden, der auch als Botschafter in der Schweiz tätig war und später Präsident der UNO-Vollversammlung war (1994/95). Der Übergang von der OAU zur AU soll innerhalb eines Jahres vollzogen werden. Das ist ein sehr knapper Zeitplan und es muss gefragt werden, wie die rund 50 Staaten Afrikas mit all ihren internen und externen Konflikten und wirtschaftlichen, sozialen und politischen Schwierigkeiten es schaffen können, ein solch ehrgeiziges Projekt zu realisieren, ohne dass dabei Tiefe und damit Seriosität verloren gehen.

Schweiz – Äthiopien/Eritrea

Militärbeobachter aktiv. 

Seit dem im letzten Jahre unter internationalem Druck vereinbarten Waffenstillstand zwischen Äthiopien und Eritrea sind vier schweizerische Offiziere als Militärbeobachter in der UNO-Mission UNMEE aktiv. Die Aufgabe von rund 220 Militärbeobachtern ist es, den Kontakt zwischen den verfeindeten Parteien aufzubauen und aufrecht zu erhalten, die Einstellung der Feindseligkeiten zu überwachen, den Rückzug der Truppen aus den besetzten Gebieten und die neu bezogenen Stellungen zu überwachen. Insgesamt sind rund 4000 Militärs im Rahmen der UNO-Operation aktiv.

Internationale Zusammenarbeit

Nachhaltige Entwicklung gefordert.

An einem Ende September von der Uni Zürich durchgeführten internationalen Symposium ging es um die Frage, ob Finanzdienstleister eine nachhaltige Entwicklung bewirken können. Das mit internationalen SpezialistInnen bestückte Symposium „Financial Services – Drivers to Sustainability?“ stand ganz unter den Horrorereignissen vom 11. September 2001. Immer wieder war zu hören, dass ohne wirtschaftliche und soziale Perspektiven für die Staaten der Dritten Welt Friede und Stabilität nicht erreichbar seien. In diesem Sinne müsste eine nachhaltige Entwicklungsstrategie einsetzen. Doch wie diese Strategie aussehen könnte, blieb weitgehend offen. Gutgemeinte Appelle, mit zehn Prozent weniger Rüstungsausgaben könnte Nahrung und Bildung für alle finanziert werden, blieben im Raum stehen. Einsicht bestand jedoch in die Tatsache, dass letztlich die heute, in einer globalisierten Welt herrschenden Austauschsysteme nicht zu Gunsten der armen Staaten des Südens funktionieren. Ebenfalls ins Gespräch kam die Idee eines "Marshall-Planes“ für Staaten der Dritten Welt, mit dem nach dem Zweiten Weltkrieg die darniederliegenden Wirtschaften insbesondere in Deutschland und Japan wiederbelebt wurden. Doch gerade die Vorsitzende der Südafrikanischen Entwicklungsbank, Makaziwe Mandela, verwies darauf, dass zwar viel Geld nach Afrika geflossen ist, dass aber vergessen wurde, dass nichts in Bildung und Managementkapazitäten (capacity building) floss und die Länder nicht in der Lage sind, die Hilfe zu absorbieren. Interessant an der Tagung ist die Feststellung, dass das Bewusstsein über globale Zusammenhänge, ungleichen Handel und der damit verbundenen Risiken nunmehr auch in Kreisen der Finanz- und Industrieunternehmen Fuss zu fassen beginnt - rund dreissig Jahre nach der Kampagne „Jute statt Plastik“, die sich mit gleichen Fragen auseinandersetzte.

Moçambique

Gefahrenvoller Kampf gegen Korruption.

1994 endete der Bürgerkrieg in Moçambique mit den ersten allgemeinen und freien Wahlen, an denen die verfeindeten Parteien teilnahmen. Seither verzeichnet die über weite Teile zerstörte oder darniederliegende Wirtschaft des Landes hohe Zuwachsraten. Jahr für Jahr werden sensationelle Steigerungen gemeldet, die sich deutlich von anderen afrikanischen Staaten abheben. Während Afrika südlich de Sahara ein Wachstum von 2,2 Prozent ausweist, sind es in Moçambique 6,4 Prozent. Dabei wird der private Sektor entschieden gefördert, dies unter anderem durch die Privatisierung staatlicher Betriebe und Unternehmungen. Dabei kommt es aber auch immer wieder zu Unregelmässigkeiten. 

Doch wer sich mit diesen Unregelmässigkeiten befasst und insbesondere feststellen will, wer sich aus dem Vermögen der ehemaligen Staatsbetrieben bereichert hat, lebt gefährlich. So wurde der Vorsitzende der früheren „Banco Popular de Desenvolvimento“, Antonio Sibi Siba Macuacua, aus der Chefetage im 14. Stock aus dem Fenster gestossen. Er war daran abzuklären, wer sich alles durch faule Kredite und sonstige Machenschaften aus dem Bankvermögen bereichert hatte – und seine Spur führte zu hochgestellten Personen sowohl des privaten wie auch des öffentlichen Sektors. Seine Ermordung schliesst an die Ermordung des Herausgebers der Zeitschrift „Metical“, Carlos Cardoso, an, der ebenfalls in Sachen Korruption ermittelte. Der moçambiquanische Präsident Chissano sprach in diesem Zusammenhang von im Lande tätigen Verbrechersyndikaten.

Immerhin sind im Mordfall Cardoso erste Verhaftungen vorgenommen worden. Cardoso hatte aufgedeckt, dass ein Zusammenhang zwischen einer Wechselstubenkette und dem Raub von 144 Milliarden Meticais (rund 12 Mio. US-$) bestehen könnte. Er hatte diese Erkenntnisse in seiner Zeitschrift publiziert, worauf er ermordert wurde. 

Die Integration Moçambiques in den Weltmarkt fordert jedoch auch andere Opfer: So ist kürzlich die letzte noch aktive Cashew-Fabrik Mocita in Xai-Xai, der Hauptstadt der Provinz Gaza, still gelegt worden. Neben fehlenden Rohstoffen waren die tiefen Weltmarktpreise für die Schliessung verantwortlich. 1500 ArbeiterInnen verloren ihre Stelle.

Kapverde

Leere Staatskassen als Liberalisierungsfolgen.

Mitte Oktober 2001 weilte der neu gewählte Präsident von Kapverde, Pedro Pires, zu einem Besuch in der Schweiz. Pires, ehemaliger Kommandant der Befreiungsbewegung von Guinea-Bissau und Kapverde (PAIGC), Ministerpräsident der ersten Regierung nach der Unabhängigkeit (1975 – 1999) und anschliessend während 12 Jahren in der Opposition, tritt zusammen mit der wieder an die Macht gekommenen Unabhängigkeitspartei ein schwieriges Amt an. Die neue Regierung übernimmt grosse Schulden und leere Staatskassen. Die in den ersten Jahren der Unabhängigkeit aufgebauten staatlichen Versorgungsunternehmen sind weitgehend privatisiert worden, doch von den Erträgen der Privatisierungen ist nichts mehr vorhanden. Zudem trifft die seit dem Ende des Kalten Krieges eingetretene Marginalisierung Afrikas auch Kapverde, das bis anhin auf wirtschaftliche Unterstützung westlicher Industriestaaten zählen konnte. Heute geht es darum, diese Beziehungen wieder zu beleben. Pires hofft – so äusserte er sich im Gespräch mit dem Afrika-Komitee – dass das künftige Interesse westlicher Staaten an der Dritten Welt nicht ausschliesslich unter dem nach den Ereignissen vom 11. September 2001 gegenwärtig dominanten Aspekt der Terrorbekämpfung stehen.    

Zimbabwe

Präsidentenwahlkampf in zunehmender Isolation.

Mitte September kam es in Abuja, der neuen Hauptstadt Nigerias, zu einem Treffen zwischen afrikanischen Führern und Zimbabwe Regierungsspitze. Die Mugabe-Regierung sicherte die friedliche und gesetzmässige Beendigung der wilden Farmbesetzungen zu, im Gegenzug würde das Land die dringend notwendige Finanzhilfe erhalten. Doch in der einmonatigen Umsetzungsfrist hat Zimbabwes Regierung nichts unternommen, erste Schritte in Richtung Normalisierung einzuleiten. Das Land ist seit langem zahlungsunfähig, die Wirtschaft arbeitet noch mit einem Bruchteil ihrer Kapazität und Finanzminister Makoni stellt eine weitere 50prozentige Abwertung des Zimbabwe-Dollars in Aussicht. Da Viehherden nicht mehr gepflegt wurden, ist die Maul- und Klauenseuche ausgebrochen, worauf die EU Ende August einen Fleischimport-Stopp verfügt hat. 

Wird das Abuja-Abkommen nicht umgesetzt, kommt es zu einer weiteren Isolation Zimbabwes, das nunmehr auch unter Druck afrikanischer Staaten gekommen ist, hat doch nach langem Stillhalten auch Südafrikas Präsident Mbeki die zimbabwischen Zustände scharf verurteilt. Im Lande selbst ist bereits der Präsidentenwahlkampf 2002 angelaufen. Einmal mehr bewirbt sich Mugabe um eine weitere Amtsdauer. Sein Herausforderer ist wie bereits vor drei Jahren Morgan Tsvangirai, der aus der Gewerkschaftsbewegung hervorgegangene Führer der „Bewegung für demokratischen Wandel“, MDC.

Neue Publikationen

Länderkunde Kenia

hus. Mit Land, Geschichte, Menschen und Kulturen, Politik, Wirtschaft und Entwicklung sind die fünf Teile des Buches überschrieben. In jedem Teil wird eine Fülle von Informationen zusammengefasst, die durch Exkurse und Bilde angereichert werden. So ist etwa im Teil „Land“ ein Kapitel „Kenia als Reiseland“ enthalten, in dem auf die hauptsächlichen Tourismusattraktionen eingegangen wird, ohne dass aber der Eindruck eines Reiseführers erweckt wird.

Von der einstigen britischen Musterkolonie, die auch im Dekolonisierungsprozess eine grosse Rolle spielte (Mau-Mau-Aufstand), hat sich das Land in den letzten Jahren zu einem permanenten Krisenstaat entwickelt. Politisch instabil, wirtschaftlich krisengeschüttelt und mit Herausforderungen wie AIDS konfrontiert, ist die Zukunftsperspektive des Landes mehr als ungewiss.

Martin Pabst, Kenia, München 2001 (Beck)

Südafrikas Geschichte

hus. Im heutigen Gebiet Südafrikas liegt wenn nicht die, so doch eine „Wiege der Menschheit“. Knochenfunde des Homo erectus lassen diese These zu. Aber auch die 20'000 Jahre alten Felszeichnungen der San deuten auf eine frühe Besiedlung dieser Region hin. Langsam bilden sich Gesellschaften von Sammlern, Jägern und Viehzüchtern heraus, die heute unter dem Namen Khoisan zusammengefasst werden. Mit der „Entdeckung“ Südafrikas durch die Seefahrer im 17. Jahrhundert setzt das Ringen um Land und Vorherrschaft ein, in dem Europäer die einheimischen Völker immer mehr geografisch und auch wirtschaftlich zurück drängen. Diamanten- und Goldfunde, Apartheidherrschaft, Widerstand und schliesslich demokratische Wahlen und die ersten Jahre der Nach-Apartheid-Aera sind weitere Themen der insgesamt zwölf Kapitel der Publikation. Diese zeichnet sich durch eine Beschränkung auf das Wesentliche aus, vermittelt aber trotzdem in angenehmer Weise einen Überblick über die Entwicklung des Landes am Kap. Bestens zu empfehlen für alle, die sich in die faszinierende Geschichte Südafrikas einlesen wollen.

Albrecht Hagemann, Kleine Geschichte Südafrikas, München 2001 (Beck)

Dokumente der Apartheid

hus. Im Oktober 1998 übergab Erzbischof Desmond Tutu dem damaligen Präsidenten Nelson Mandela den 3500 Seiten umfassenden Bericht der Wahrheits- und Versöhnungskommission. Darin werden die Verbrechen der Apartheidära bis zu den ersten demokratischen Wahlen 1994 dokumentiert. Aus diesem Material entstand das Buch „Out of the Shadows“, das nunmehr in deutscher Fassung vorliegt. Im Mittelpunkt stehen die Opfer, die ihre Geschichte vor der Kommission darlegten. Erschütternde Einzelschicksale fügen sich in ihrer Vielheit zu einem System zusammen. Ersichtlich wird, was Apartheid in zahllosen Fällen bewirkt hat, wie in Erfüllung einer abstrakten Überlegenheitsideologie Menschen erniedrigt wurden. Ein Zeitdokument.

Wahrheits- und Versöhnungskommission Südafrika, Das Schweigen gebrochen, Out of the Shadows, Vorwort von Erzbischof Desmond Tutu, Nachwort von Dullah Omar, Frankfurt/Main 2000 (Brandes & Apsel)

Armut ohne Ende?

hus. Werden die Armen immer ärmer und die Reichen immer reicher? Die gegenwärtige Entwicklung der Welt scheint diese Frage zu bejahen. Warum dies nicht so sein muss und wie es anders gemacht werden könnte, postuliert Professor Robin Marris in seinem Buch „Das Ende der Armut“. Marris sieht in der Industrialisierung und im globalisierten Wirtschaftswachstum einen wichtigen Schritt. In einem Entwurf zu einem Aktionsprogramm untermauert er seine Thesen. Ein interessantes Buch, das einiges an Anregungen, aber auch einiges an Fragen und gar Widerspruch hervorruft.

Robin Marris, Das Ende der Armut, Perspektiven für eine gerechte Zukunft, Bern/Stuttgart/Wien 2001 (Haupt)

Neue Bücher zur Genitalverstümmelung

sr. Immer mehr ist in jüngerer Vergangenheit die in zahlreichen Gebieten Afrikas praktizierte Genitalverstümmelung auch in unser Bewusstsein gedrungen. Was vorerst als Praktiken weit entfernter Gesellschaften verstanden wurde, findet aufgrund der Immigration unmittelbar auch bei uns statt.  

Seit einiger Zeit gibt es neue Bücher, die sich damit auseinandersetzen, was gegen diese grausame Menschenrechtsverletzung getan wird bzw. was dagegen getan werden könnte. So ist Conny Hermann, die Redaktionsleiterin und Moderatorin des ZDF-Frauenjournals „ML Mona Lisa“, Herausgeberin und Mitautorin eines Buches über den Kampf gegen die Genitalverstümmelung. Sie bezeichnet die von ihr initiierte Publikation als Buch der Hoffnung. Denn es schildert nicht nur Ursprung und Gegenwart dieser grausamen Menschenrechtsverletzung, sondern stellt ebenfalls die zahlreichen Aktivitäten gegen die Genitalverstümmelung dar. So sind die 30 Dorfgemeinschaften aus dem Senegal, die beschlossen haben, dass bei ihnen Mädchen nicht mehr verstümmelt werden, ein positives Beispiel. Dies ist die Folge eines Unterrichtsprogramms für Erwachsene, das sich ebenso auf die Praktik der Genitalverstümmelung auswirkte. Mädchen bekommen dort auch einen Mann, wenn sie unverstümmelt sind, weil Menschen in diesen Dörfern dies so entschieden haben. Weiterhin sollen bis zu 1500 Dörfer dazu bewegt werden, von dieser Praktik keinen Gebrauch zu machen. 

Ebenfalls in Senegal hat eine Beschneiderin ihr Handwerk aufgegeben, weil sie durch diese Aufklärungsarbeit letztendlich davon überzeugt wurde, jahrelang falsch gehandelt zu haben und obwohl sie als einzige Beschneiderin in einer grossen Region sehr gut verdient hat. zudem hohes Ansehen genoss. Es ist zu hoffen, daß dieses Beispiel Schule macht. Auch im Sudan gibt es Frauen, welche die Genitalverstümmelung bekämpfen. Inzwischen hat sich diese Menschenrechtsverletzung durch afrikanische ImmigrantInnen auf Europa ausgedehnt, so dass auch hier Massnahmen dagegen ergriffen werden müssen. Dazu gehört, dass Frauen aus Angst vor Genitalverstümmelung fliehen. Ausserdem gibt das Buch einen Einblick über die Strafbarkeit dieser Praktik in Europa. In Frankreich sind sogar schon Beschneiderinnen und Eltern von verstümmelten Mädchen verurteilt worden. Zudem gibt es viele Initiativen in In- und Ausland, zum Teil unterstützt durch Entwicklungshilfe. In Deutschland fördert zum Beispiel Brot für die Welt Aktivitäten gegen frauenfeindliche, kulturell begründete Praktiken. Nichtregierungsorganisationen, wie zum Beispiel Terre des Femmes, Intact, arbeiten ebenfalls gegen diese Menschenrechtsverletzung. Diese Publikation eignet sich hervorragend, um sich einen Überblick über Aktivitäten gegen die Genitalverstümmelung zu verschaffen.

Dann gibt es von der Amerikanerin Anika Rahman und der Sudanesin Nahid Toubia in Zusammenabeit mit dem „Center for Reproductive Rights and Policy“ und dem „Research, Action and Information Network for the Bodily Integrity of Women“ einen sehr ausführliche Analyse der von Staaten international sowie regional ratifizierter Konventionen und Erklärungen, mit der Absicht, dass sich auch Nichtregierungsorganisationen damit auseinandersetzen, um Zusagen der Regierungen einzufordern. Zusätzlich sorgen sie für einem genauen Überblick über die staatliche, regionale und nationale Gesetzeslage in einer ganzen Reihe von afrikanischen Herkunftsländern, z.B. Mali, Sudan, Togo und Immigrationsländer z.B. Deutschland, Kanada und USA.

Die Publikation von Marion Rosenke untersucht sehr ausführlich das Vorkommen der Genitalverstümmelung in Afrika und den Immigrationsländern. Zusätzlich wird die strafrechtliche Praxis dieser Praktik in Deutschland behandelt. Schliesslich spricht sich die Autorin für eine erzwungene Pflichtberatung aus.

Hermann Conny (Hg), Das Recht auf Weiblichkeit: Hoffnung im Kampf gegen die Genitalverstümmelung, Bonn 2000 (Dietz  Verlag)

Anika Rahman  und Toubia Nahid (Ed.), Female Genital Mutilation: A Guide to Laws and Policies. London 2000 (Zed Books) 

Marion Rosenke, Die rechtlichen Probleme im Zusammenhang mit der weiblichen  Genitalverstümmelung, Frankfurt/Bern 2000 (Peter Lang) 

Hörenswerte CDs

Faytinga / Numey

Das französische Plattenlabel Cobalt bringt mit der Sängerin Faytinga Musik aus Eritrea zu uns. Und erstaunlich ist: Auf der CD Numey ist kein Afro-Pop zu hören, keine Spezialproduktion für den Weltmarkt. Faytinga kommt aus dem Volk der Kunama, geboren ist sie 1964 und gilt als eine der wichtigsten Sängerinnen in Eritrea. Die vorliegende CD wurde in Asmara aufgenommen. Begleitet wird Faytinga von der Sbrit Band. Die Band spielt hauptsächlich traditionelle Instrumente. Sie versteht es ausgezeichnet der wunderbaren Stimme von Faytinga die richtige Begleitung zu geben. Faytinga singt über den Unabhängigkeitskampf, über Liebe und Begegnungen oder ganz einfach Volkslieder. Eine ruhige und trotzdem sehr intensive Musik.

Faytinga/Numey/Cobalt Rec.

Kékélé/Rumba Congo

Da finden sich einige der populärsten und aktuellsten Musiker aus dem Congo zusammen und machen eine sensationelle Rumba-CD. Von einigen dieser Musiker ist man sonst eher an modernsten, stark elektronischen Soukous-Sound gewöhnt. Und nun diese Produktion. Akustisch eingespielt mit Gitarren, Accordeon, verschiedenen Trommeln und Blasinstrumenten. Und dann diese feinen Gitarrensolos und dieser beschwingte Gesang. Vorgebracht von den Stars Syran Mbenza, Papa Noel, Nyboma, Wuta Mayi, Bumba Massa, Loko Massengo, Jean-Papy Ramazani und Yves Ndjock. Und wenn die Jungs erst mehrstimmig singen! Diese CD ist eine Perle. Wieder mal ein starker Beweis dafür, dass es auch andere Musik gibt, als die allgegenwärtige der kubanischen Opas. Kékélé ist eine gekonnte Hommage an die glorreichen Zeiten des congolesischen Rumba. Frisch und mit viel Liebe eingespielt! Dazu ist der CD auch ein informatives Booklet beigelegt.

Kékélé/Rumba Congo/Syllart Prod. - Stern's Africa

Brenda/Amadlozi

Nun gibt es endlich wieder eine CD von Brenda Fassie, welche auch da zu haben ist. Denn komischerweise hatte bis jetzt kaum jemand Interesse die CDs des südafrikanischen Superstars auch in Europa zu vertreiben. Dank Stern's Africa gibt es die neueste CD von Brenda Fassie auch hier. Nur die grössten Hits der letzten Jahre waren bis jetzt auf den empfehlenswerten Samplern von EarthWorks zu finden. Brenda's CD Amadlozi ist kein geglättetes Hörerlebnis, nicht durchgestylt und überproduziert. Fünf aktuelle Songs und ein guter Remix vom Hit Thola Amadlozi geben uns gut durch, was unter anderem so heute in Südafrika gehört wird. Interessant auch, dass auf dieser CD Brenda Fassie sich wieder vermehrt auf südafrikanische Roots besinnt, weg von

stark US-orientierten Funk- und Soul-Produktionen.

Brenda/Amadlozi/CCP Records RSA

Projektarbeit des Afrika-Komitees 

Eine Schule für die Kinder von Betezion

Im letzten Jahr beschloss die Projektgruppe des Afrika-Komitees, sich am Bau einer Schule in Betezion in Eritrea, einem Ort nahe der Grenze zu Äthiopien, zu beteiligen. In der Folge wurde der Betrag von 20'000 Franken dem Schweizerischen Unterstützungskomitee für Eritrea, SUKE, zu Verfügung gestellt. Soeben kommt Barbara Seris, Sekretärin des SUKE, von einer ausgedehnten Projektreise aus Eritrea zurück. Ihr Bericht.

Erwartungsvoll fahren wir unserem Ziel entgegen: Der Schule von Betezion. Wie sieht der Bau wohl aus? Ob die Strasse, die von Adi Quala aus ins entlegene Dorf führt noch immer so schwer befahrbar ist?

Ich erinnere mich, wie wir 1999 zum ersten Male nach Betezion fuhren: Für die 12 Kilometer lange Strecke benötigten wir über 2 Stunden. Auf dem holprigen Weg kamen uns viele Menschen entgegen, Frauen, die zur Feldarbeit unterwegs waren, Ziegen hütende Kinder, Soldaten, die aus dem Nichts auftauchten... Als unser Fahrer plötzlich sein Fahrzeug hinter Gebüschen stoppte, uns zum Aussteigen aufforderte, mit ernster Miene auf die gegenüberliegenden Hügel zeigte und mit ruhiger Stimme sagte: „Dort unten sitzen die Äthiopier und  beobachten uns, darum habe ich das Auto hier versteckt“, konnten wir kaum glauben, dass wir uns in dieser - für uns friedlichen Gegend - eigentlich mitten im Grenzkonflikt zwischen Äthiopien und Eritrea befanden. Zweifel kamen auf, ob unser Entscheid richtig gewesen war, zu diesem Zeitpunkt in dieser umstrittenen Gegend ein Schulprojekt zu fördern.

August 2000: wiederum sind wir auf einer Projektreise durch das kriegsversehrte Land unterwegs, können aber wegen der akuten Kriegssituation nicht nach Betezion. Der Aushub hat auch noch gar nicht begonnen, viele Männer und Frauen sind an der Front und auf den Baustellen arbeiten die zurückgebliebenen: alte Männer und Mädchen. Grosse Trauer herrscht, die Invasion der Äthiopier im Mai hat viel Unheil über beide Länder gebracht. Das Gebiet um Adi Quala gehört zu den stark betroffenen Gebieten.

Ende September 2001: Unser Fahrzeug hält nach einer kurzen (halbstündigen?) Fahrt an: Wir werden zu einem schönen Gebäude geführt. Erwartungsvolle Blicke begleiten uns. Noch glauben wir es nicht: Es ist das Schulgebäude von Betezion! Auf meine Frage, ob die lokale Regierung das Gebäude wegen des Krieges an einem andern Ort errichtet habe, ernte ich ungläubiges Staunen. „Erinnerst Du Dich denn nicht mehr an uns? Hier standen doch die Holzhütten, in denen wir die Kinder unterrichtet haben!“ Tatsächlich. Nun steht inmitten saftigen Grüns eine für Eritrea typische Schulanlage: Ein bescheidener, zweckmässiger Bau mit sechs Klassenräumen, Lehrerzimmer, WC-Anlage und einem Wassertank. Aber weshalb waren wir diesmal so schnell hier? Die Erklärung ist einfach: Wir sind am Ende der Regenzeit, die Strasse ist noch nicht „ausgefahren“ und deshalb auch in relativ gutem Zustand.

Wir sind alle begeistert und fragen, wann die Schule bezugsbereit sei. „Nächsten Monat ist Schulbeginn, wir werden in zwei Schichten 600 Schülerinnen und Schüler aus den umliegenden Dörfern hier unterrichten“, erklärt  der Lehrer stolz.

Wieder einmal mehr staunen wir über das für uns beinahe Unvorstellbare: Eine Schule wurde gebaut trotz schwierigsten Umständen, stark angestiegenen Kosten und noch immer fehlenden Arbeitskräften! 

Noch fehlt die Möblierung der Klassenräume, wir sind aber überzeugt, dass die tatkräftigen Frauen und Männer in Eritrea mit Hilfe unserer Spenderinnen und Spender ihre Kinder Ende Oktober in eine komplett eingerichtete Schule schicken können. Das SUKE (Schweizerisches Unterstützungskomitee für Eritrea) wird den Betrag von 20'000 Franken vorfinanzieren, damit die Mädchen und Buben von Betezion an ihrem ersten Schultag in Schulbänken sitzen können.

